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Funktionsweise des Emissionshandels
Den Anlagenbetreibern werden frei handelbare Nutzungsrechte an der Luft –Emissionsberechtigungen – eingeräumt, aufgrund derer sie eine bestimmte Menge von CO2 in einem bestimmten Zeitraum emittieren dürfen. Dieses Recht hat für jeden der Anlagenbetreiber zunächst einen unterschiedlichen Wert, der sich nach seinen Kosten der Vermeidung von CO2-Emissionen richtet. Befindet sich der Marktpreis je Zertifikat über seinen Grenzvermeidungskosten je Tonne CO2, hat ein Anlagebetreiber (z.B. der A) einen Anreiz, seine Emissionen zu verringern und nach der Reduktionsmaßnahme nicht mehr benötigte Berechtigungen zu verkaufen. Besitzt ein anderer Anlagenbetreiber (z.B. der B) nicht genügend Berechtigungen –was beispielsweise wegen der Anwendung des Erfüllungsfaktors (s. § 5 ZuG) bei der Zuteilung oder wegen einer besseren Auslastung seiner Anlage als in der Basisperiode der Fall sein kann –, so muss auch er entscheiden, ob er Emissionsvermeidungsmaßnahmen ergreift oder Emissionsberechtigungen zukauft. Unter der Annahme rationalen Verhaltens und vernachlässigenswerter Transaktionskosten wird dieser Anlagebetreiber B Emissionsberechtigungen auf dem Markt zukaufen, wenn seine Grenzvermeidungskosten je Tonne CO2 den Zertifikatspreis der Emissionsberechtigungen übersteigen. Emissionsminderungsmaßnahmen werden also von den Anlagen erbracht, die die geringsten Grenzvermeidungskosten besitzen.

Die Zuteilungen der Emissionsberechtigungen erfolgen nach den Regeln des Zuteilungsgesetzes (s. ausführlicher Körner/Vierhaus, TEHG/ZuG, 2005). Im September 2004 haben die Anlagenbetreiber entsprechende Zuteilungsanträge gestellt, über die die zuständigen Behörde, der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt, bis Ende 2004 entschieden hat. Soweit die Anlagenbetreiber Einwände gegen die Zuteilungsentscheidung hatten, haben sie inzwischen Widerspruch eingelegt, die zum Teil noch von den Anlagenbetreibern begründet werden müssen. Die DEHSt hat über die Widersprüche zu entscheiden. Gegen die Widerspruchsbescheide kann mit einer Klage zum Verwaltungsgericht vorgegangen werden.

Bis zur nächsten Handelsperiode können grundsätzlich nur noch sog. Neueinsteiger weitere Zuteilungsanträge stellen (s. § 11 ZuG, sowie Körner/Vierhaus, TEHG, § 11 ZuG), die Emissionsberechtigungen aus der Reserve nach § 6 ZuG zugeteilt werden können.

